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Gefeg-Sammlung 
für die 
Konig lichen Preußiſchen Staaten. 


eren. Nr. 19. r 


(Nr. 2284.) Verordnung über die Befugniſſe der Kreisſtände im Königreich Preußen, Aus⸗ 
gaben zu beſchließen und die Kreis-Eingeſeſſenen dadurch zu verpflichten. 8 
Vom 22. Juni 1842. . Ae, SFr . A 77 wu Js 


Mir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von ä £ 
Preußen ꝛc. ꝛc. . 


verordnen nach Anhörung des Gutachtens Unſerer getreuen Stände des König. Ha 
reichs Preußen, zur Ergänzung der in den $$. 3. und 19. der Kreis-Ordnung, 233. 
vom 17. Wü gegebenen Beſtimmungen, was folgt: er. 

$. 1. Die Kreisftände find ermächtigt, zu gemeinnuͤtzigen Einrichtungen 
und Anlagen: welche in den Intereſſen des geſammten Kreiſes beruhen, Aus⸗ 
gaben zu beſchließen und ſaͤmmtliche Kreis⸗Eingeſeſſenen dadurch zu verpflichten. 

F. 2. Wenn die Kreiſe im Beſitz von Kreis⸗Kommunal⸗Fonds find, 
ſteht den Kreisſtaͤnden frei, zu den vorgedachten Zwecken über die jährlichen 
Nutzungen derſelben, ſo wie uͤber die erſparten Revenuͤen aus den letzten fuͤnf 
Jahren zu disponiren, und beduͤrfen ſie dazu nur inſofern der Genehmigung 
ber ie 6 zur Ausführung ihrer desfallſigen Beſchluͤſſe deren Mitwir⸗ 
ung erforderlich iſt. 

2 Diet Dispoſitions⸗Befugniß erſtreckt ſich indeß nicht auf das Kapital: 
Vermoͤgen der Kreis⸗Kommunal⸗Fonds, zu welchen auch die Erſparniſſe aus 
fruͤhern Perioden, wie die vorſtehend erwaͤhnte, gehoͤren. 

$. 3. Sollen dagegen die Mittel zu Erreichung der im §. 1. erwaͤhnten 
Zwecke durch Beitraͤge oder Leiſtungen der Kreis⸗Eingeſeſſenen beſchafft werden, 
ſo bedarf ein hieruͤber gefaßter Beſchluß der Beſtaͤtigung der Regierung, die 
jedesmal durch das Plenum derſelben zu ertheilen iſt. 

F. 4. Zulagen für Unſer Kreisbeamten⸗Perſonale und Zuſchuͤſſe zu den 
Buͤreaukoſten des Landraths koͤnnen von den Kreisftänden überall nicht bewilligt 


werden. 
$. 5. Beſchluͤſſe über Beiträge oder Leiſtungen der Kreis-Eingeſeſſenen 
find auf ſolche zu beſchraͤnken, welche innerhalb der beiden naͤchſten Kalender⸗ 
2 von der Beſtaͤtigung des Beſchluſſes an gerechnet, aufgebracht werden 
ollen. 8 
$. 6. Ausnahmen von den vorſtehenden Beſtimmungen wollen Wir in 
einzelnen Faͤllen, wenn auf beſonderen Verhaͤltniſſen beruhende erhebliche Gruͤnde 
dafuͤr ſprechen, dahin geſtatten, daß dann 
Jahrgang 1842. (Nr. 2284.) 34 a) auch 


Ausgegeben zu Berlin am 35, Jull 1842, 
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a) auch uͤber ſolche Einrichtungen und Anlagen Beſchluß gefaßt werden 
darf, bei denen nur ein Theil des Kreiſes oder ein einzelner Stand 
intereſſirt iſt; imgleichen 

b) Dispoſitionen über das Kapital des Kreis-Kommunal⸗Fonds, ſowie 

c) i See welche uͤber die Dauer von zwei Kalenderjahren hin⸗ 
ausgehen, 

ſtattfinden koͤnnen, jedoch mit der Maaßgabe, daß dazu jederzeit Unſere ausdruͤck⸗ 


liche Genehmigung erforderlich ſeyn ſoll, wobei Wir in dem sub a. vorgeſehenen 
alle entſcheiden werden, ob die Koſten der Ausführung des Beſchluſſes vom 
ganzen Kreiſe oder dem betreffenden Theile oder Stande allein aufzubrin— 


en ſind. 
g F. 7. Bei jeder in Gemäßheit der Beſtimmungen dieſer Verordnung an 
die Kreisſtaͤnde zu bringenden Propoſition ſoll ein ausfuͤhrlicher Vorſchlag zu 
dem Beſchluſſe, welcher 

a) uͤber den Zweck deſſelben, 

b) die Art der Ausfuͤhrung, 

c) die Summe der zu verwendenden Koſten, und 

d) die Aufbringungsweiſe 
das Noͤthige enthaͤlt, ausgearbeitet und jedem Mitgliede des Kreistags vier 
Wochen vor dem zur Berathung und Beſchlußnahme daruͤber anberaumten 
Termine in Abſchrift zugefertigt werden. 

§. 8. Zur Guͤltigkeit eines nach den Beſtimmungen dieſer Verordnung 
zu faſſenden Beſchluſſes ſoll überhaupt eine Stimmenmehrheit von zwei Dritteln 
der anweſenden Mitglieder des Kreistages erforderlich ſeyn, jedoch wenn 
auch dieſe vorhanden ſeyn ſollte, ein Beſchluß fuͤr nicht zu Stande gekommen 
erachtet werden, ſofern die Kreisſtaͤnde in Theile gegangen find, und zwei Stände 
ſich gegen denſelben ausgeſprochen haben. N 

Wenn nur ein Stand in der durch die Kreis⸗Ordnung feſtgeſetzten Form 
eine abweichende Anſicht erklärt hat, bleibt die Entſcheidung Unſern Miniſtern 
des Innern und der Finanzen vorbehalten. 


Gegeben Sansſouci, den 22. Inni 1842. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preußen. 


v. Boyen. Mühler. v. Rochow. v. Nagler. Gr. v. Alvensleben. 
Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. Beh. v. Bülow. v. Bodelſchwingh. 
Gr. zu Stolberg. 


(Nr. 2285.) 
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(Nr. 2285.) Reglement über das Verfahren bei den ſtändiſchen Wahlen. Vom 22. Juni 1842. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen zur Befoͤrderung eines gleichmaͤßigen Verfahrens bei den ſtaͤndiſchen 
Wahlen, nach eingeholtem Gutachten Unſerer getreuen Stände ſaͤmmtlicher Pro- 
vinzen, was folgt: b 

1. Die Wahl jedes Landtags-Abgeordneten und jedes Stellvertreters 
erfolgt in einer beſonderen Wahlhandlung. 

F. 2. Wenn Die für die verſchiedenen Stände gebildeten Wahlbezirke 
oder einzelne Staͤdte mehrere Abgeordnete und Stellvertreter zu waͤhlen haben, 
ſo wird, um deren Reihenfolge unzweifelhaft feſtzuſtellen, jede einzelne Wahl⸗ 
Handlung ausdruͤcklich auf die Wahl des erſten, zweiten u. f. w. Abgeordneten, 
beziehungsweiſe erſten, zweiten u. ſ. w. Stellvertreters, gerichtet. 

3. Ein Stellvertreter der in der Reihefolge eine Stelle einnimmt, 
welche hinter der zur Zeit erledigten ſteht, iſt zu der letzteren waͤhlbar und findet, 
wenn er fuͤr dieſelbe gewaͤhlt wird, und die auf ihn gefallene Wahl annimmt, 
eine anderweitige Wahl in Beziehung auf die von ihm zuvor eingenommene 
Stelle Statt. 

b F. 4. Alle Wahlen erfolgen durch abſolute Stimmenmehrheit in der Art, 
daß der Gewaͤhlte mehr als die Haͤlfte der Stimmen der erſchienenen Waͤhler, 
oder zwar nur die Haͤfte, aber darunter die Stimme des — nach den Lebens⸗ 
jahren — aͤlteſten Mitgliedes der Wahlverſammlung erhalten haben muß. Be⸗ 
findet ſich indeß das aͤlteſte Mitglied unter denen, welche gleiche Stimmen er⸗ 
halten haben, ſo entſcheidet die Stimme des naͤchſtaͤlteſten, bei der Entſcheidung 
nicht perſoͤnlich betheiligten Waͤhlers. N . 
a $. 5. Finden ſich die Stimmen zwiſchen Mehreren in der Art getheilt, 

daß ſich fuͤr keinen derſelben eine abſolute Mehrheit ausgeſprochen hat, ſo ſind 
diejenigen beiden Perſonen, welche die meiſten Stimmen erhalten haben, auf 
eine engere Wahl zu bringen. 

$. 6. Sind die Stimmen zwiſchen Dreien oder mehreren gleich getheilt, 
o findet eine Vorwahl unter ihnen Statt, um diejenigen beiden Perſonen zu 

immen, welche auf Die engere Wahl zu bringen find. ö 

Ergiebt die zweite Abſtimmung kein anderes Reſultat als die erſte, ſo iſt 
die Wahl nochmals zu wiederholen, und wenn auch dann noch die Stimmen 
in derſelben Weiſe getheilt bleiben, ſo ſind von denen, welche die gleiche Stim⸗ 
menzahl erhalten haben, die beiden den Lebensjahren nach Aelteſten auf die engere 


Wahl zu bringen. ö 5 5 
L. 7. If zwar fuͤr Einen die relative Stimmenmehrheit vorhanden; 
haben aber naͤchſt ihm mehrere andere eine gleiche Stimmenzahl erhalten, ſo iſt 
durch eine weitere Vorwahl nach dem im $. 6. vorgeſchriebenen Verfahren feſt⸗ 
zuſtellen, welcher von ihnen mit jenem auf die engere Wahl gebracht werden ſoll. 
8. Bei allen Vorwahlen, welche nur zu dem Zweck geſchehen, um 
die beiden Perſonen zu ermitteln, welche auf die engere Wahl zu bringen ſind, 
entſcheidet die relative Stimmenmehrheit. 
(Nr. 2283.) 34° F. 9. 
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$. 9. Die auf eine engere Wahl gebrachten Perſonen haben ſich des 
Mitſtimmens bei derſelben zu enthalten. 

$. 10. Die Wahlſtimmen werden mittelſt verdeckter Stimmzettel ab⸗ 
gegeben, wobei jederzeit die beiden juͤngſten Mitglieder die Stimmzettel einſam⸗ 
net Perlen fie demnaͤchſt gemeinſchaſtlich mit dem Wahl-Kommiffarius zu er- 

nen haben. 

F. 11. Im Wahltermin, zu welchem die Wahl-Berechtigten mindeſtens 
14 Tage zuvor einzuberufen find, legt der Wahl-Kommiſſarius den Anweſenden 
zuvoͤrderſt die Wasn uͤber die Inſinuation der Einladungen vor, und 
wird, daß dies geſchehen, im Wahlprotokoll ausdrücklich bemerkt. 

Demnaͤchſt ſind in dieſem Protokoll ſaͤmmtliche erſchienene Waͤhler, mit 
Angabe des Gutes, auf welchem die Stimme ruht, beziehungsweiſe des Wahl⸗ 
—— A Kommune oder Korporation, welche von ihnen vertreten wird, genau 
aufzufuͤhren. 8 

Aus demſelben muͤſſen ferner die Stellen, zu deren Wiederbeſetzung die 
Wahlen erfolgt ſind, die Periode, fuͤr welche ſie Statt gefunden, die Art und 
Weiſe der Abſtimmung, der Gang der Wahlhandlungen in Beziehung auf 
etwanige Anwendung der Vorſchriften der $$. 4 — 2. und die Reſultate derſelben 
deutlich hervorgehen. Insbeſondere iſt zu letzterm Zweck in dem Protokoll nicht 
nur auszudruͤcken, mit wie viel Stimmen die betreffenden Abgeordneten, be⸗ 
ziehungsweiſe Stellvertreter, gewaͤhlt ſind; ſondern es ſind auch die Namen aller 
derer, welche außer den Gewaͤhlten, Stimmen erhalten haben, mit Angabe der 
Zahl der letztern, darin vollſtaͤndig zu verzeichnen. 

$. 12. Faͤllt die Wahl auf ein Mitglied des betreffenden ſtaͤndiſchen 
Verbandes, bei dem die Bedingung des zehnjaͤhrigen Grundbeſitzes nicht voll⸗ 
ſtaͤndig erfüllt wird, fo iſt jederzeit noch eine zweite ſubſidiariſche Wahl für den 
Fall vorzunehmen, daß die erforderliche Dispenſation nicht ertheilt werden ſollte. 

$. 13. Dieſe Vorſchriften gelten nicht nur für die Wahlen von Ab⸗ 
geordneten und Stellvertretern der verſchiedenen Staͤnde zu Provinzial-Kom⸗ 
munal⸗Landtagen und Kreistagen; ſondern auch für die anderen von den Staͤn⸗ 
den auf denſelben zu vollziehenden Wahlen (mit Ausnahme der Landraths⸗ 
Wahlen), imgleichen fuͤr die Wahlen der Bezirkswaͤhler durch die Ortswaͤhler 
im Stande der Landgemeinden. 

Die Dom-Kapitel ernennen auch kuͤnftig ihre Abgeordneten und Stell: 
vertreter nach den bei ihnen beſtehenden Obſervanzen. 

Die Wahlen der Ortswaͤhler in den zu Kollektiv⸗Stimmen berechtigten 
Staͤdten und den Landgemeinden erfolgen nach den ruͤckſichtlich ihrer, wegen 
der Gemeindewahlen, beſtehenden Geſetzes⸗-Vorſchriften oder Obſervanzen. 

$. 14. Dagegen werden alle bisher gültige Beſtimmungen und Obſer⸗ 
vanzen, welche dieſem Reglement entgegenſtehen, hierdurch aufgehoben. 

Gegeben Sansſouci, den 22. Juni 1842. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preußen. 5 
v. Boyen. Muͤhler. v. Rochow. v. Nagler. Gr. v. Alvensleben. 


Eichhorn. v. Thile v. Savigny. Frh. v. Buͤlow. v. Bodelſchwingh. 
Gr. zu Stolberg. 


